
Stadtverordnetenversammlung 

Ausschuss für Sicherheit, Recht, Integration 
und Gleichstellung 

documenta-Stadt
Kassel, 27.04.2009 

  

Niederschrift 
 

über die 29. öffentliche Sitzung 
des Ausschusses für Sicherheit, Recht, Integration und Gleichstellung 

am Donnerstag, 23.04.2009, 17.00 Uhr, 
im Kommissionszimmer I, Rathaus, Kassel 

 
 

 
Anwesende:   Siehe Anwesenheitsliste 
    (Bestandteil der Niederschrift) 
 
 
Tagesordnung: 
 
 

1. Satzung zur Änderung der Satzung über die Erhebung von 
Straßenbeiträgen in der Stadt Kassel vom 29.03.2004 (Erste 
Änderung) 

101.16.1249 

 
 

2. Kasseler Verkehrs- und Versorgungs GmbH (KVV) 
Beteiligung an der items GmbH 

101.16.1286 

 
 

3. Neuregelung von Plakatwerbung bei Wahlkämpfen 101.16.1210 
 

 
 
 
1. stellvertretender Vorsitzender Liebetrau eröffnet die mit der Einladung vom 
15.04.2009 ordnungsgemäß einberufene 29. öffentliche Sitzung des Ausschusses für 
Sicherheit, Recht, Integration und Gleichstellung, begrüßt die Anwesenden und stellt 
die Beschlussfähigkeit und die Tagesordnung fest. 
 
 
 

1. Satzung zur Änderung der Satzung über die Erhebung von 
Straßenbeiträgen in der Stadt Kassel vom 29.03.2004 (Erste Änderung) 
Vorlage des Magistrats 
- 101.16.1249 - 

 
Antrag 
 
Die Stadtverordnetenversammlung wird gebeten, folgenden Beschluss zu fassen: 
 

„Die Stadtverordnetenversammlung beschließt die Satzung zur 
Änderung der Satzung über die Erhebung von Straßenbeiträgen in der 
Stadt Kassel vom 29.03.2004 (Erste Änderung) in der aus der Anlage zu 
dieser Vorlage ersichtlichen Fassung.“ 
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Oberbürgermeister Hilgen beantwortet gemeinsam mit Herrn Rust, Rechtsamt, die 
noch offenen Fragen der Ausschussmitglieder. 
 
 
Der Ausschuss für Sicherheit, Recht, Integration und Gleichstellung fasst bei 
Zustimmung: einstimmig 
Ablehnung: -- 
Enthaltung: CDU 
den  

Beschluss 
 

Der Stadtverordnetenversammlung wird empfohlen, folgenden Beschluss 
zu fassen: 
 
Dem Antrag des Magistrats betr. Satzung zur Änderung der Satzung 
über die Erhebung von Straßenbeiträgen in der Stadt Kassel vom 
29.03.2004 (Erste Änderung), 101.16.1249, wird zugestimmt. 

 
 

 Änderungsantrag der CDU-Fraktion 
 
Die Stadtverordnetenversammlung möge beschließen: 
 

Artikel 1 der Satzung zur Änderung der Satzung über die Erhebung von 
Straßenbeiträgen in der Stadt Kassel vom 29.03.2004 wird wie folgt ergänzt: 
 
§ 16 erhält folgende Fassung: 
 

„Inkrafttreten 
 

(1) Diese Satzung tritt am Tage nach ihrer öffentlichen Bekanntmachung in 
Kraft; sie tritt am 30.06.2013 außer Kraft. 
 
Mit Inkrafttreten dieser Satzung tritt die Straßenbeitragssatzung vom 
16.12.1985 mit nachfolgender Ausnahme außer Kraft. Für bereits vor 
Inkrafttreten dieser Satzung begonnene und noch nicht abgeschlossene Um- 
oder Ausbaumaßnahmen gelten die Regelungen über die Beitragserhebung 
der alten Satzung vom 16.12.1985 fort, soweit sich nicht nach der neuen 
Satzung eine geringere Beitragserhebung ergibt. 
…“ 

 
 
Der Ausschuss für Sicherheit, Recht, Integration und Gleichstellung fasst bei 
Zustimmung: CDU 
Ablehnung: SPD, B90/Grüne 
Enthaltung: Kasseler Linke.ASG, FDP 
den  
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Beschluss 
 

Der Stadtverordnetenversammlung wird empfohlen, folgenden Beschluss 
zu fassen: 
 
Der Änderungsantrag der CDU-Fraktion zum Antrag des Magistrats betr. 
Satzung zur Änderung der Satzung über die Erhebung von 
Straßenbeiträgen in der Stadt Kassel vom 29.03.2004 (Erste Änderung), 
101.16.1249, wird abgelehnt. 

 
 Berichterstatter/-in:  Stadtverordneter Dr. Eichler 
 
 
 

2. Kasseler Verkehrs- und Versorgungs GmbH (KVV) 
Beteiligung an der items GmbH 
Vorlage des Magistrats 
- 101.16.1286 - 

 
 
Antrag 
 
Die Stadtverordnetenversammlung wird gebeten, folgenden Beschluss zu fassen: 
 

1. Der Übernahme einer Beteiligung der KVV an der items GmbH in Höhe 
von 23,12 % und einem Gesamtkaufpreis von 1.430.365 € sowie dem 
Betriebsteilübergang wird nach Maßgabe des beigefügten Entwurfs des 
Gesellschaftsvertrages (Anlage 1) und des Konsortialvertrages (Anlage 2) 
zugestimmt. 

 
2. Der Magistrat wird ermächtigt, die zur Umsetzung des Beschlusses 

erforderlichen Erklärungen in der jeweils rechtlich gebotenen Form 
rechtsverbindlich abzugeben. Die Ermächtigung umfasst auch  die 
Vornahme etwaiger  redaktioneller  Ergänzungen,  Änderungen,  
Streichungen oder Klarstellungen.“ 

 
 
Die noch offenen Fragen der Ausschussmitglieder werden von Oberbürgermeister 
Hilgen beantwortet. 
 
 
Der Ausschuss für Sicherheit, Recht, Integration und Gleichstellung fasst bei 
Zustimmung: einstimmig 
Ablehnung: -- 
Enthaltung: Kasseler Linke.ASG 
den  
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Beschluss 
 

Der Stadtverordnetenversammlung wird empfohlen, folgenden Beschluss 
zu fassen: 
Dem Antrag des Magistrats betr. Kasseler Verkehrs- und Versorgungs 
GmbH (KVV) Beteiligung an der items GmbH, 101.16.1286, wird 
zugestimmt. 

 
 Berichterstatter/-in:  Stadtverordneter Alster 
 
 

3. Neuregelung von Plakatwerbung bei Wahlkämpfen 
Antrag der FDP-Fraktion 
- 101.16.1210 - 

 
 Geänderter Antrag 

 
Die Stadtverordnetenversammlung wird gebeten, folgenden Beschluss zu fassen: 
 

Für eine Neuregelung von Plakatwerbung bei Wahlkämpfen wird der 
Magistrat beauftragt zu prüfen, ob bestehende Regelungen/Satzungen 
entbürokratisiert, einfacher und wahlkampffreundlicher gestaltet werden 
können. 
 
Insbesondere ist eine Neuregelung anzustreben, die es erlaubt, 
Kunststoffplakate mit Kabelbinder in so genannter Sandwich-
Anbindung an Laternen, Bäumen, Masten etc. zu befestigen, so wie es 
in anderen hessischen Städten und Gemeinden erlaubt ist. 

 
Stadtverordnete Schmidt begründet den geänderten Antrag ihrer Fraktion. 
Nach kurzer Diskussion zieht sie den geänderten Antrag ihrer Fraktion zurück. 
 
Der Antrag wurde von der Antrag stellenden Fraktion zurückgezogen. 
 

 Änderungsantrag der CDU-Fraktion 
 

Der Beschlusstext wird um folgenden 3. Absatz ergänzt: 
Die Prüfung durch den Magistrat soll rechtzeitig mit einem Bericht im 
Ausschuss für Sicherheit, Recht, Integration und Gleichstellung erfolgen, dass 
möglich Änderungen noch zur Bundestageswahl greifen können. 

 
Da der Ursprungsantrag zurückgezogen wurde, ist der Änderungsantrag der CDU-
Fraktion gegenstandslos. 
 
 
Ende der Sitzung: 17.50 Uhr 
 
 
 
Peter Liebetrau Andrea Turski 
1. stellvertretender Vorsitzender Schriftführerin 
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